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                Amt für Stadtentwicklung und Statistik 
 
 
 
 
 
Einzelhandels- und Zentrenkonzept Köln 
Beschlussvorlage Nr. 3750/2010 

im Stadtbezirk Lindenthal 
Stellungnahme der Verwaltung zu den Änderungsvorschlägen der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen in der Bezirksvertretung Lindenthal 

 
In Ihrer 12. Sitzung vom 20.01.2011 hat die Bezirksvertretung Lindenthal die Verwaltung be-
auftragt, im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung die nachfolgend aufgeführten Änderungs-
vorschläge zu berücksichtigen und ebenfalls den Bürgerinnen und Bürgern vorzustellen. Die 
Vorschläge wurden jeweils mit einer Stellungnahme der Verwaltung versehen und zusammen 
mit dem Entwurf des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts vom 17.11.2011 bis zum 
16.12.2011 öffentlich ausgelegt. Nachfolgend werden die Änderungsvorschläge sowie die je-
weilige Stellungnahme der Verwaltung vollständig wiedergegeben. 
 
 

1. In der Projektgruppe Einzelhandel werden Vertreter/innen der Seniorengemeinschaft 
und Vertreter/innen von Nicht-Auto-affinen-Verbänden aufgenommen. 

Stellungnahme der Verwaltung: Diese Anregung wird bei der Fortschreibung des Einzel-
handels- und Zentrenkonzeptes berücksichtigt werden. Die Projektgruppe Einzelhandels-
konzept wird auch die Fortschreibung fachlich begleiten. 

2. Die Verwaltung muss die Instrumente der Steuerung deutlich schärfen und durch eine 
Expertise (auch juristischer) untermauern. Gegebenenfalls müssen Initiativen zu einer 
Veränderung der Rahmengesetzgebung des Landes NRW ergriffen werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: Eine juristische Expertise ist aus Sicht der Verwaltung 
nicht notwendig und nicht Ziel führend. Das EHZK soll vom Rat der Stadt Köln auf der 
Grundlage des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen werden. Dann ist es behördenver-
bindlich und z.B. bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zu berücksichtigen. Das ist ei-
ne ausreichende Grundlage für die Umsetzung auch der Steuerungs- und Ansiedlungsre-
geln. 

Eine Initiative zur Veränderung der Rahmengesetzgebung des Landes NRW wird als nicht 
erforderlich angesehen. § 24 a LEPro (Landesentwicklungsprogramm) wird gegenwärtig 
neu gefasst. Der Entwurf wurde als „Landesentwicklungsplan NRW – Sachlicher Teilplan 
Großflächiger Einzelhandel“ am 17.04.2012 von der Landesregierung vorgelegt und befin-
det sich zurzeit in der politischen Beratung. Nach jetzigem Diskussionsstand sind die vor-
gesehenen neuen Landesregelungen mit dem Kölner EHZK kompatibel. 

3. Die Verwaltung soll Konzepte erarbeiten, wie der hohe Besatz an Nahversorgungsein-
richtungen im Sondergebiet Marsdorf reduziert werden kann.  

Stellungnahme der Verwaltung: Das Ziel einer langfristigen Reduzierung nahversor-
gungs- und zentrenrelevanter Angebote am Sonderstandort Marsdorf ist im EHZK auf Sei-
te 379 genannt. Entscheidend ist die rechtliche Grundlage, d. h. die Bebauungspläne. Alle 



rechtskräftigen Bebauungspläne müssen überprüft und die Festsetzungen zu nahversor-
gungs- und zentrenrelevantem Einzelhandel ggf. angepasst werden. Das kann nur im 
Rahmen vorhandener Arbeitskapazitäten der Verwaltung erfolgen. Selbst wenn die Be-
bauungspläne entsprechend geändert sein werden, so haben bereits vorhandene Betriebe 
Bestandsschutz. Es muss auch berücksichtigt werden, ob Entschädigungsansprüche ent-
stehen. 

Eine Umsteuerung am Sonderstandort Marsdorf wird daher nur sehr langfristig möglich 
sein. 

4. Die Verwaltung muss in diesem Konzept sicherstellen, das die eventuelle Ansiedlung 
eines Großmarktes in Marsdorf nicht zusätzliche ergänzende Verkaufsflächen ermög-
licht.  

Stellungnahme der Verwaltung: Standortsuche und Verlagerung des Großmarktes sind 
nicht Gegenstand des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes. Aufgabe des Großmarktes ist 
es Händler und Gastronomen zu versorgen. Es wird jedoch nicht möglich sein gänzlich 
auszuschließen, dass dort auch Endverbraucher einkaufen. 

5. Das geplante Nahversorgungszentrum Aachener Straße auf dem ehemaligen RTL-
Gelände wird als geplante Nahversorgungslage ausgewiesen. 

Stellungnahme der Verwaltung: Eine Nahversorgungslage hat eine Größenordnung, die 
unterhalb des Kriterienkatalogs liegt, der Orientierungswerte für die zentralen Versor-
gungsbereiche (Geschäftszentren) benennt. Das heißt auch, eine Nahversorgungslage ist 
kein zentraler Versorgungsbereich nach Baugesetzbuch und genießt damit auch nicht den 
Zentrenschutz nach BauGB. Aus diesem Grund schlägt das EHZK an keiner Stelle die 
Planung einer Nahversorgungslage vor. Vorhandene Nahversorgungslagen können und 
sollen sich jedoch nach Möglichkeit zu Nahversorgungszentren entwickeln. 

Aus diesen Gründen sollte auf dem ehemaligen RTL-Gelände, wie im EHZK vorge-
schlagen, ein Nahversorgungszentrum entstehen. (Vgl. hierzu auch insbesondere auch 
die Stellungnahme der Verwaltung zu den Bürgereingaben 3 bis 10 und 13, Anlage 6.1)  

6. Im Nahversorgungszentrum Lövenich ist die Fläche für den geplanten Supermarkt nur 
für die von der Bezirksvertretung Lindenthal beschlossene Flächengröße vorzusehen 
oder eine Fläche innerhalb des Gebietes für die Größe von 800 – 1000 qm (wie RE-
WE-City-Märkte) zu ermöglichen.  

Stellungnahme der Verwaltung: Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Odemshof“ 
setzt eine Verkaufsfläche von max. 1.550 qm mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten 
fest. Die Offenlage hat bereits stattgefunden. Die Ergebnisse werden voraussichtlich im 
Dezember 2011 in die politische Beratung und Beschlussfassung gehen (Bezirksvertretung 
Lindenthal, Stadtentwicklungsausschuss und Rat). 

7. Im Bereich der S-Bahn-Haltestelle Köln-Müngersdorf/Technologiepark soll eine Nah-
versorgungslage ausgewiesen werden.  

Stellungnahme der Verwaltung: Im rechtskräftigen Bebauungsplan „Neue Vitalisstraße in 
Köln-Müngersdorf“ ist direkt südöstlich der S-Bahn-Haltestelle eine Fläche für Einzelhandel 
ausgewiesen. Hier sind ca. 500 qm Verkaufsfläche möglich. Mehr ist aus Gründen des 
Zentrenschutzes der benachbarten Geschäftszentren, gemäß Steuerungs- und Ansied-
lungsregeln, nicht zu vertreten. 
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8. Die Fehlentwicklung der Rhöndorfer Straße soll unverzüglich gestoppt werden. Keine 
weiteren Flächen sollen für einen weiteren Ausbau genehmigt und keine weitere An-
siedlung von Einzelhandel zugelassen werden.  

Stellungnahme der Verwaltung: Um das zu erreichen muss ein Bebauungsplan aufge-
stellt werden, der künftig dort Einzelhandel grundsätzlich ausschließt. Das kann nur im 
Rahmen vorhandener Arbeitskapazitäten der Verwaltung erfolgen. Auch wenn ein solcher 
Bebauungsplan rechtskräftig ist, haben bereits vorhandene Betriebe Bestandsschutz. Es 
muss auch jeweils berücksichtigt werden, ob Entschädigungsansprüche entstehen. 

Eine Umsteuerung an der Rhöndorfer Straße wird daher nur sehr langfristig möglich sein.  


